Beschlussvorlage

Vorlagen-Nr.: B 2020/074

freigegeben

Amt: 20 Finanzverwaltung Datum: 28.10.2020
Verfasser: Funk, Andreas; Ludwig, Julia

Beratungsfolge Termin Behandlung
Finanz- und Verwaltungsausschuss 03.12.2020 nicht 6ffentlich
Stadtrat 10.12.2020 oOffentlich
Betreff:

Inanspruchnahme der Verlangerungsoption firr die Ubergangsfrist zur Anwendung von § 2b
Umsatzsteuergesetz (UStG) bis 31. Dezember 2022

Sach- und Rechtslage:

» Beschluss Nr. 136/2016 vom 01. Dezember 2016 (Vorlage B 2016/085), Neuregelung der
Umsatzsteuerpflicht der offentlichen Hand - § 2b UStG, Inanspruchnahme von
Ubergangsbestimmungen nach § 27 Abs. 22 UStG

Der Stadtrat der GroRRen Kreisstadt Freital hat im Jahr 2016 beschlossen, die in § 27 Abs. 22
UStG eingeraumte Option zu nutzen und gegeniber dem Finanzamt Freital - jetzt Pirna -
einmalig zu erklaren, dass die GroRe Kreisstadt Freital fir samtliche nach dem 31.
Dezember 2016 und vor dem 1. Januar 2021 ausgefiihrte Leistungen weiterhin den § 2 Abs.
3 UStG in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung anwenden wird. Diese Erklarung
wurde am 2. Dezember 2016 abgegeben.

Am 29. Juni 2020 wurde das Gesetz zur Umsetzung steuerlicher HilfsmaRnahmen zur
Bewadltigung der Coronakrise (Corona-Steuerhilfegesetz) im BGBI. Teil |1 S. 1.385
veroffentlicht. Mit der Einfiihrung des § 27 Abs. 22a UStG wird der Ubergangszeitraum zur
Anwendung des § 2b UStG um weitere zwei Jahre bis zum 31. Dezember 2022 verlangert.
Die GrofRRe Kreisstadt Freital muss damit nun spatestens ab dem 1. Januar 2023 die
Neuregelung des § 2b UStG vollumféanglich und ausnahmslos anwenden.

Bisher wurden juristische Personen des 6ffentlichen Rechts (jJP6R) nur im Rahmen ihrer BgA
(Betriebe gewerblicher Art) unternehmerisch tatig. Die betrifft in der Grof3en Kreisstadt Freital
bislang nur die Bereiche ,Freibader® sowie ,Markte/Feste“, die im Sinne des
Umsatzsteuerrechtes als BgA gefuhrt werden. Durch die Bestimmungen des neuen § 2b
UStG qilt die Umsatzsteuerpflicht kinftig grundsétzlich fur alle Bereiche der jPOR, die
selbstéandig und nachhaltig Einnahmen erzielen.

§ 2b UStG regelt auch die Ausnahmen der Umsatzbesteuerung. Trotz einer wirtschaftlichen
und selbstandigen Tatigkeit sind jPOR dann nicht Unternehmer, wenn sie im Rahmen der
oOffentlichen Gewalt tatig werden und ihre Behandlung als Nichtunternehmer nicht zu
groReren Wettbewerbsverzerrungen fuhrt oder fliihren wirde.

Die Neuregelungen der umsatzsteuerrechtlichen Bestimmungen fiihren zu einem
erheblichen Prifungsaufwand, um die Vorteilhaftigkeit der Behandlung nach altem oder
neuem Recht beurteilen und eine ordnungsgeméalRe umsatzsteuerrechtliche Bearbeitung
aller relevanten Vorgange gewahrleisten zu kénnen. Werden kiinftig umsatzsteuerpflichtige
Bereiche festgestellt, sind die dafir notwendigen inhaltlichen, haushalterischen und
softwaretechnischen Voraussetzungen zu schaffen.




Mit der Ausweitung der Umsatzsteuerpflicht ist jedoch auch die Méglichkeit verbunden, in
den betroffenen Bereichen z. B. fur bezogene Fremdleistungen oder bei Investitionen den
sogenannten Vorsteuerabzug zu nutzen.

Die in diesem Zusammenhang notwendige Analyse des gesamten stadtischen Haushalts
nach umsatzsteuerbaren Ertrdgen und vorsteuerabzugsfahigen Aufwendungen sowie der
Bewertung der Vorgange hinsichtlich der Umsatzsteuerpflicht mit einer Ermittlung des zu
erwartenden Steuervolumens kann nicht bis zum 31. Dezember 2020 abgeschlossen
werden. Erschwerend kommt hinzu, dass im Zusammenhang mit den gednderten
umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften zahlreiche und noch nicht geklarte Auslegungsfragen
fur die praktische Umsetzung bestehen.

Zur Umsetzung der aktuellen Neuregelungen im Umsatzsteuerrecht wird daher
vorgeschlagen, die dargestellten Ubergangsregelungen zu nutzen und fur im Zeitraum 2021
bis 2022 ausgefiihrte Leistungen weiterhin die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 UStG a.F.
anzuwenden. Das UStG sieht eine Fortgeltung der bereits abgegebenen Optionserklarung
gegenuber dem Finanzamt kraft Gesetz vor. Die Verlangerung der Einfuhrungsfrist wirde
daher automatisch Anwendung finden, soweit die Gro3e Kreisstadt Freital die
Optionserklarung nicht widerruft.

Wenn sich vor dem 1. Januar 2023 Sachverhalte ergeben, die steuerlich vorteilhafter fur die
Grol3e Kreisstadt Freital sind, wird ein Widerruf der Optionserklarung gepruft. Ein Widerruf ist
dabei nur mit Wirkung vom Beginn eines auf die Abgabe folgenden Kalenderjahres maoglich.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Umsatzsteuerpflicht wird in der Mehrzahl der bekannten Falle zu einer Verringerung der
Ertrage fuhren. Bei den bislang geltenden Gebihren- und Entgeltsdtzen sowie sonstigen
Preisen ist davon auszugehen, dass die Umsatzsteuer ein Bestandteil dieser Preise ist, da
die entsprechenden Kalkulationen bislang auf der Grundlage von Kosten einschlie3lich
Umsatzsteuer durchgefiihrt worden sind.

Ein Vorteil ware der Vorsteuerabzug besonders bei grolReren Investitionen in
umsatzsteuerpflichtigen Bereichen, der einen positiven Effekt auf den Haushalt bewirken
wilrde. Auf Grundlage der aktuellen Investitionsplanung fur 2020 bis 2023 ist gegenwartig
jedoch nicht davon auszugehen, dass in diesen Jahren Vorsteuerpotentiale ausgeschopft
werden kénnen.

Insofern wirde eine Umstellung auf den § 2b UStG zum 1. Januar 2021 eine deutliche
Mehrbelastung fur die Grol3e Kreisstadt Freital durch die dann bestehende
Umsatzsteuerzahllast zur Folge haben.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlieRt die Inanspruchnahme der Verlangerung der Ubergangsfrist
gemaf 8 27 Abs. 22a UStG zur Anwendung des 8 2b UStG durch die Grof3e Kreisstadt
Freital und somit die Unterlassung des Widerrufs der Optionserklarung gegeniber
dem Finanzamt Pirna.

Rumberg
Oberbirgermeister



	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Anlage

